
 

H AU P TS AT Z UN G   
 

der Verbandsgemeinde Baumholder  

 

vom 23.08.2019 

 

 

 

Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung (GemO), der 

§§ 7 und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemODVO), des 

§ 2 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung kommunaler Ehrenämter (Ko-

mAEVO) und des § 2 der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung die folgende Hauptsatzung 

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 

 

 

 

§ 1 
Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Verbandsgemeinde  erfolgen in einer Zeitung. Der 

Verbandsgemeinderat entscheidet durch Beschluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachun-

gen erfolgen. Der Beschluss ist öffentlich bekanntzumachen.  

(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen können 

abweichend von Absatz 1 durch Auslegung im Rathaus der Verbandsgemeindeverwaltung 

Baumholder zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden bekannt gemacht werden. In 

diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Frist und Zeit der Auslegung spä-

testens am Tage vor dem Beginn der Auslegung durch öffentliche Bekanntmachung in der 

Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werk-

tage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die Aus-

legungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden 

kann. 

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und hierfür 

keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände die vorge-

schriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt werden, so erfolgt in unaufschiebbaren 

Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch Aushang an der Bekanntmachungstafel, die sich 

am Rathaus in Baumholder, Am Weiherdamm 1 befindet. Die Bekanntmachung ist unverzüg-

lich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen Form nachzuholen, sofern 

nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist. 

(5) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine andere Bekanntma-

chungsform vorgeschrieben ist. 
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§ 2 
Ältestenrat des Verbandsgemeinderates 

Der Verbandsgemeinderat bildet einen Ältestenrat, der den Bürgermeister in Fragen der Ta-

gesordnung und den Ablauf der Sitzungen des Verbandsgemeinderates berät. Das Nähere 

über die Zusammensetzung, die Aufgaben, den Geschäftsgang und die Vereinbarung von 

Redezeiten bestimmt die Geschäftsordnung. 

 

§ 3 

Ausschüsse des Verbandsgemeinderates 

(1) Der Verbandsgemeinderat bildet folgende Ausschüsse:  

1. Haupt- und Finanzausschuss 

2. Werksausschuss 

3. Rechnungsprüfungsausschuss 

4. Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Bauwesen 

5. Schulträgerausschuss 

(2) Die Ausschüsse gemäß Absatz 1 haben neun Mitglieder und für jedes Mitglied einen Stell-

vertreter.  

(3) Die Ausschüsse werden aus Mitgliedern des Verbandsgemeinderates und sonstigen wähl-

baren Bürgerinnen und Bürgern der Verbandsgemeinde gebildet. Mindestens die Hälfte der 

Ausschussmitglieder soll Mitglied des Verbandsgemeinderates sein; entsprechendes gilt für 

die Stellvertreter der Ausschussmitglieder. Zum Werkausschuss treten in einem Drittel der 

Mitgliederzahl Vertreterinnen und Vertreter der Beschäftigten hinzu. Dem Schulträgeraus-

schuss gehören zusätzlich an den Schulen tätige Lehrkräfte und gewählte Elternvertreterinnen 

und Elternvertreter an. Jede Schulart wird angemessen berücksichtigt. Die Schulleitungen, die 

nicht gewählte Mitglieder sind, können mit beratender Stimme hinzu gezogen werden; ebenso 

bei Bedarf Schülervertreterinnen und Schülervertreter. 

 

 

§ 4 

Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderates auf Ausschüsse 

 

(1) Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angelegenheit auf einen Aus-

schuss erfolgt durch Beschluss des Verbandsgemeinderates. Sie gilt bis zum Ende der Wahl-

zeit des Verbandsgemeinderates, soweit die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder 

entzogen wird. Die Bestimmungen dieser Hauptsatzung bleiben unberührt. 

(2) Dem Haupt- und Finanzausschuss wird die Beschlussfassung über die folgenden Angele-

genheiten übertragen: 

1. Zustimmung zur Ernennung der Beamten des gehobenen Dienstes der Ver-

bandsgemeinde sowie Zustimmung zur Entlassung der Beamten auf Probe dieser Lauf-

bahngruppe gegen deren Willen; 

2. Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung der dem gehobenen Dienst vergleichba-

ren Arbeitnehmer der Verbandsgemeinde sowie Zustimmung zur Kündigung gegen deren 
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Willen; 

3. Zustimmung zur Hinausschiebung des Ruhestandsbeginns; 

4. Genehmigung von Verträgen der der Verbandsgemeinde mit dem Bürgermeister und den 

Beigeordneten bis zu einer Wertgrenze von 500 €; 

5. Einleitung und Fortführung von Gerichtsverfahren sowie der Abschluss von Vergleichen, 

soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürgermeister übertragen ist. 

6. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen oder 

Auszahlungen bis zu einem Betrag von 25.000 € 

7. Verfügung über Verbandsgemeindevermögen sowie Hingabe von Darlehen der Verbands-

gemeinde bis zu einer Wertgrenze von 25.000 €;  

8. die Entscheidung über die Vermittlung von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen 

und ähnliche Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO ohne Wertgrenzenbe-

schränkung, die Annahme von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnli-

che Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO bis zu einer Wertgrenze von 25.000 € 

im Einzelfall,  

Die Entscheidung hinsichtlich der Vermittlung und der Annahme von Sponsoringleist-

ungen, Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen erfolgt im Falle von Kleinbe-

trägen bis zu 1.000 € je Einzelfall einmal vierteljährlich durch verbundenen Beschluss. 

9. Zeitpunkt und Höhe der Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Haushaltssatzung; 

10. Gewährung von Zuwendungen, soweit die Entscheidung hierüber nicht dem Bürgermeister 

übertragen ist; 

11. Stundung, Niederschlagung und Erlass von gemeindlichen Forderungen, soweit die Ent-

scheidung hierüber nicht dem Bürgermeister durch Gesetz oder diese Hauptsatzung über-

tragen ist. 

Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt außerdem die Aufgaben der oberste Dienstbehörde 

im Sinne des § 89 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LPersVG wahr. 

(3) Dem Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Bauwesen wird die Beschlussfassung über 

folgende Angelegenheiten übertragen: 

1. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der Haushaltsmittel soweit die Entschei-

dung hierüber nicht dem Bürgermeister übertragen ist; 

2. Verfügungen über Verbandsgemeindevermögen sowie Hingabe von Darlehen der Ver-

bandsgemeinde bis zu einer Wertgrenze von 25.000 €; 

(4) Dem Werksausschuss wird die Beschlussfassung über die Angelegenheiten übertragen, 

die in der Betriebssatzung näher festgelegt sind. Die Bestimmungen der Eigenbetriebs- und 

Anstaltsverordnung bleiben unberührt. 

§ 5 
Übertragung von Aufgaben des Verbandsgemeinderates auf den Bürgermeister 

Auf den Bürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten übertragen: 

1. Verfügung über Verbandsgemeindevermögen sowie die Hingabe von Darlehen der Ver-

bandsgemeinde  bis zu einer Wertgrenze von 10.000 € im Einzelfall, 

2. Vergabe von Aufträgen und Arbeiten im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel bis zu 
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einer Wertgrenze von 10.000 € im Einzelfall, 

3. Aufnahme von Krediten nach Maßgabe der Entscheidungen des Verbandsgemeinderates 

oder des zuständigen Ausschusses, 

4. Gewährung von Zuwendungen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach Maßga-

be allgemeiner Grundsätze und Richtlinien des Verbandsgemeinderates, 

5. Stundung gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 10.000 € im Einzelfall und 

Niederschlagung gemeindlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 500 € im Einzelfall, 

6. Erhebung von Vorausleistungen auf laufende Entgelte, 

7. Entscheidung über die Einlegung von Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln zur Fristwah-

rung. 

Die den Eigenbetrieb betreffenden Zuständigkeitsbestimmungen bleiben unberührt. Ebenso 

bleiben sonstige besondere gesetzliche Zuständigkeitsbestimmungen unberührt, insbesonde-

re die Zuständigkeit des Bürgermeisters für die laufende Verwaltung gemäß 

§ 47 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 GemO. 

 

§ 6 
Beigeordnete 

(1) Die Verbandsgemeinde hat bis zu zwei Beigeordnete. 

 

§ 7 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Verbandsgemeinderates  

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwen-

dungen erhalten die Verbandsgemeinderatsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des 

Verbandsgemeinderates eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7. Für die Teil-

nahme an Sitzungen der Fraktionen, die der Vorbereitung der Sitzungen des Verbandsge-

meinderates dienen, erhalten die Verbandsgemeinderatsmitglieder eine Entschädigung nach 

Maßgabe der Absätze 2, 3, 6 und 7. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 18,00 €. 

(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrkosten für Fahrten zwischen 

Wohnort und Sitzungsort erstattet. 

(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in voller Höhe 

ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen 

Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den gesetzlichen Sozialversicherungs-

beiträgen. Selbständig tätige Personen erhalten auf Antrag Verdienstausfall in Höhe eines 

Durchschnittssatzes dessen Höhe vom Verbandsgemeinderat durch Beschluss festgesetzt 

wird. Personen, die weder einen Lohn- noch einen Verdienstausfall geltend machen können, 

denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur 

durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-

chen werden kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich entsprechend des Satz 2. 

(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Verbandsgemeinderatsmitglieder für 

Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesreisekostengeset-
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zes. 

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem Tag wird nur insge-

samt ein Sitzungsgeld gewährt; dies gilt nicht, wenn es sich bei der zweiten Sitzung um eine 

Fraktionssitzung handelt. Die Zahl der Fraktionssitzungen, für die ein Sitzungsgeld gewährt 

wird, darf einschließlich der nach Satz 1 abgegoltenen Sitzungen jährlich das Zweifache der 

Zahl der Verbandsgemeinderatssitzungen nicht übersteigen. 

(7) Die Vorsitzenden der im Verbandsgemeinderat gebildeten Fraktionen erhalten zusätzlich 

eine besondere Entschädigung in Höhe der nach Absatz 2 festgesetzten Entschädigung für 

die Teilnahme an den Sitzungen des Verbandsgemeinderates.  

§ 8 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen 

(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Verbandsgemeinderates sowie die Fraktionsvorsitzen-

den, soweit sie nicht Mitglied des Ausschusses sind, erhalten eine Entschädigung in Form ei-

nes Sitzungsgeldes in Höhe von 18,00 €. 

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Verbandsgemeinderates oder der 

Verbandsgemeinde  erhalten eine Entschädigung nach Absatz 1, soweit durch Rechtsvor-

schrift nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 bis 5 und Abs. 6 Satz 1 

entsprechend. 

 

§ 9 
Aufwandsentschädigung der Beigeordneten 

(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des Bürgermeisters eine 

Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwandsentschädigung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 Ko-

mAEVO zuzüglich 33,33 % gemäß § 13 Abs. 1 Satz 3 KomAEVO. Erfolgt die Vertretung des 

Bürgermeisters nicht für die Dauer eines vollen Monats, so beträgt sie für jeden Tag der Ver-

tretung ein Dreißigstel des Monatsbetrags gemäß Satz 1. Erfolgt die Vertretung während eines 

kürzeren Zeitraums als einen vollen Tag, so beträgt die Aufwandsentschädigung die Hälfte 

des Tagessatzes nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 gewährte Aufwandsentschädigung ist an-

zurechnen. 

(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 gewährt 

wird, erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Verbandsgemeinderates, der Aus-

schüsse, der Fraktionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) 

die für Verbandsgemeinderatsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung; sofern sie nicht 

bereits hierfür eine Entschädigung als gewähltes Rats- oder Ausschussmitglied erhalten. 

§ 7 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(3) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer nach ei-

nem Pauschalsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der Verbandsge-

meinde getragen. Die pauschale Lohnsteuer und pauschale Kranken- und Rentenversiche-

rungsbeiträge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet.  

(4) § 7 Abs. 4, 5 und Abs. 6 Satz 1 gelten entsprechend. 
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§ 10 

Aufwandsentschädigung für Feuerwehrangehörige 

 

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen Aufwendun-

gen erhalten die Feuerwehrangehörigen eine Entschädigung nach Maßgabe der Feuerwehr-

Entschädigungsverordnung und der Absätze 2 bis 6. 

(2) Eine Aufwandsentschädigung erhalten 

1. der Wehrleiter nach § 10 Abs. 1, 

2. die stellvertretenden Wehrleiter nach § 10 Abs. 3, 

3. der Wehrführer 

a. der Stützpunktfeuerwehr 

b. in Funktion als Ausrückebereichsführer 

c. der sonstigen Wehren 

4. die Jugendwarte nach § 11 Abs. 4, 

a. der VG-Jugendfeuerwehrwart 

b. die örtlichen Jugendwarte / Leiter Bambinigruppen 

5. die Gerätewarte 

a. für Atemschutzgeräte 

b. für die Schlauchpflege  

c. für die Elektro-Prüfungen nach BGVA 3 

d. der jeweiligen Ausrückebereiche 

e. nach § 11 Abs. 4,  

6. Feuerwehrangehörige für die Bedienung, Wartung und Pflege der Informations- und Kommuni-

kationsmittel nach § 11 Abs. 4. 

(3) Die Aufwandsentschädigung wird in Form eines monatlichen Pauschbetrags gewährt. Daneben 

werden die in § 5 Feuerwehr-Entschädigungsverordnung genannten Aufwendungen besonders er-

stattet. 

(4) Die monatliche Aufwandsentschädigung beträgt bzw. berechnet sich für die in Absatz 2 aufge-

führten Feuerwehrangehörigen wie folgt: 

 

Nr.1: Mindestbetrag zzgl. ½ des Differenzbetrages zum Höchstbetrag und  

 Zuschlag für jede aufgestellte Feuerwehreinheit im der Bereich der  

 Verbandsgemeinde, 

Nr.2 + 3a:  Höchstbetrag, 

Nr.3b: 75 % vom Höchstbetrag, 

Nr. 3c: 50 % vom Höchstbetrag, 
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Nr.4a:  2 x Festbetrag, 

Nr.4b:  Festbetrag 

Nr.5a + b + c:  50 % vom Höchstbetrag  

Nr.5d: 20 % vom Höchstbetrag 

Nr.6: 50 % vom Höchstbetrag 

Die stellvertretenden Wehrführer erhalten eine Aufwandsentschädigung in Form eines Sitzungs-

geldes für die Teilnahme an Dienstbesprechungen in Höhe, wie in § 7 Abs. 2 dieser Hauptsatzung 

festgesetzt sind. 

(5)  Werden die Sätze nach der Feuerwehr-Entschädigungsverordnung geändert, ändert sich die 

Aufwandsentschädigung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungsverordnung entspre-

chend.  

(6) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer nach einem 

Pauschalsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der Verbandsgemeinde getra-

gen. Die pauschale Lohnsteuer und pauschale Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge wer-

den auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 

 

§ 11 
In-Kraft-Treten  

(1) Die Hauptsatzung am 01. September 2019 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 01.07.2009, zuletzt geändert durch die zweite Sat-

zung zur Änderung der Hauptsatzung vom 01.07.2015, außer Kraft. 

 

 

Baumholder, den 23.08.2019 

 

gez. Bernd Alsfasser 

Bürgermeister 


